
In 18 Minuten eine Gewerbeanmeldung online 
erledigen. Was für deutsche Ohren erst mal 
geradezu utopisch klingen mag, ist in Est-

land schon heute Alltag. Dort werden 98 % 
aller Unternehmen online registriert. Eine 
vollständige Onlineregistrierung ist bereits in 
17 EU-Ländern möglich. Deutschland gehört 
nicht dazu. Hierzulande dauert eine Gewer-
beanmeldung im Durchschnitt 10,5 Tage und 
umfasst oft eine ganze Reihe von Behörden-
gängen und erheblichen Bürokratieaufwand. 
Die EU-Kommission hat das enorme Poten-
zial der digitalen Verwaltung erkannt und 
schlägt eine Überarbeitung der europäischen 
Rahmengesetzgebung des Gesellschafts-
rechts vor, um allen Unternehmen in der EU 
die Erledigung ihrer Registrierungspflichten 
online zu ermöglichen. Dadurch könnten laut 
Kommission jährlich bis zu 84 Mio. € einge-
spart werden.

Das Beispiel der digitalen Gewerbeanmeldung 
zeigt eindrücklich, welche Chancen die Digi-
talisierung für den Bürokratieabbau mit sich 
bringt. Zwar sind die Herausforderungen beim 
Aufbau von flächendeckendem E-Govern-
ment in einem großen und föderal organisier-
ten Land wie Deutschland um ein Vielfaches 
größer als in Estland, dessen 1,3 Mio. Einwoh-
ner bereits heute 99 % aller Verwaltungsan-
liegen online erledigen können. Doch der der-
zeitige Zustand der öffentlichen Verwaltung in 
Bund, Ländern und Kommunen macht deut-
lich, dass wir hier in weiten Teilen Deutsch-
lands beim Thema „Digitalisierung“ enormen 
Nachholbedarf haben. Im jährlichen „Digital 
Economy and Society Index“ der EU-Kom-
mission (DESI 2020) belegt Deutschland bei 
der Onlineinteraktion zwischen Bürgern und 
Behörden lediglich den 21. Platz unter allen 
Mitgliedstaaten. 

In der Corona-Krise hat sich gezeigt, wie 
wichtig eine funktionierende digitale öffent-
liche Verwaltung ist. Gleichzeitig haben z. B. 
die Probleme bei der Übermittlung der Infek-
tionszahlen durch die Gesundheitsämter oder 

bei der Beantragung der Corona-Soforthilfen 
für Unternehmen deutlich gemacht, dass hier 
in Deutschland erheblicher Nachholbedarf 
besteht. Die Politik muss bei der Digitali-
sierung der Verwaltung jetzt endlich Tempo 
machen. Laut eines Gutachtens des Nor-
menkontrollrats von 2017 könnten alleine die 
Unternehmen bei einer vollständigen Digita-
lisierung aller geeigneten Verwaltungsdienst-
leistungen in Deutschland jährlich 1 Mrd. € 
Kosten einsparen.14

Aus gescheiterten Projekten der 
Vergangenheit richtige Schlüsse 
ziehen

Dabei gab es in den vergangenen Jahren 
immer wieder gut gemeinte Initiativen, die 
jedoch oft an ihrer mangelhaften Umsetzung 
scheiterten. Die missglückte Einführung der 
elektronischen Gesundheitskarte ist das der-
zeit populärste Beispiel. Nach 14 Jahren Pla-
nung und Ausgaben von mehr als 1,2 Mrd. € 
speichert die Chipkarte noch immer nicht 
mehr als Name, Geburtsdatum und Adresse 
des Versicherten. In Zeiten, in denen immer 
mehr Menschen selbst sensible Lebensbe-
reiche wie ihre Kontoverwaltung per App 
erledigen, wirkt eine elektronische Gesund-
heitskarte zudem technologisch wie aus der 
Zeit gefallen. 

Aus Arbeitgebersicht ist das ELENA-Verfahren 
das wohl eindrucksvollste Beispiel misslun-
gener Digitalisierungsprojekte in Deutsch-
land. Unter riesigem Aufwand und nach jah-
relanger Vorbereitung wurden Arbeitgeber 
verpflichtet, elektronisch in großem Umfang 
Beschäftigungsdaten an eine zentrale Spei-
cherstelle zu übermitteln. Im Gegenzug sollten 
sukzessive alle Bescheinigungen entfallen, 
die von Arbeitgebern für ihre Beschäftigten 
zur Vorlage bei unterschiedlichen Behörden 
auszustellen sind. Obwohl der Bundesdaten-
schutzbeauftragte von Anfang an am Projekt 
beteiligt war und keine Bedenken erhoben 

WARTESCHLANGE DIGITAL?
E-GOVERNMENT ZÜGIG VORANBRINGEN
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DIGITAL ECONOMY AND SOCIETY INDEX (DESI) 2020, 
DIGITAL PUBLIC SERVICES

Quelle: Europäische Kommission, DESI 2020
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BA 4.0 – FOKUS DER BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT WEITER  
AUF E-SERVICES LEGEN 

Als wichtige öffentliche Serviceleisterin bietet die Bundesagentur für Arbeit (BA) gezielt digitale 
Dienstleistungen und Online-Angebote an. Während der Corona-Krise beispielsweise durch 
Chatbots und Apps zum Kurzarbeitergeld. Die ambitionierte „IT-Strategie 2025“ der Behörde 
weist den richtigen Weg und verspricht einen enormen Mehrwert für Bürger, Arbeitgeber und die 
Mitarbeitenden der BA. 

Eine zentrale Aufgabe der BA ist es, Menschen und Arbeit zusammenzuführen sowie Menschen 
entlang ihrer Berufsbiografie zu begleiten. Daraus leiten sich die Ziele der Digitalisierung ab: 
Neben bestmöglichem Informationstransfer muss sie Prozesse, wo es sinnvoll ist, automatisie-
ren und kundenorientierte Dienstleistungen für die Beantragung komplexer Leistungen bieten. 
Die BA bietet hier bereits digitale Angebote, wie die Jobbörse oder die Videoberatung an. Die 
Online-Angebote erleichtern und unterstützen dabei die individuelle und persönliche Beratung. 

Künstliche Intelligenz und lernende Systeme können zukünftig helfen, gezieltere Angebote für die 
passgenaue Vermittlung nach individuellen Präferenzen zu unterstützen. Die BA wird ab Ende 
2020 für Berufstätige ein digitales „Selbsterkundungstool“ zur beruflichen Orientierung anbieten 
(„NewPlan“). Dies ergänzt das bereits bestehende Self-Assessment-Tool der Lebensbegleitenden 
Berufsberatung für Schülerinnen und Schüler und Auszubildende („Check-U“). 

Die Digitalisierung bietet darüber hinaus die Chance, Schnittstellen zu schaffen und die Zusam-
menarbeit zwischen Behörden zu erleichtern. Ein engerer Datenaustausch unterstützt z. B. die 
kontinuierliche Betreuung von Jugendlichen beim Übergang von Schule zu Beruf. Die Schaffung 
von mehr Transparenz durch eine gemeinsame Datenbasis mit Partnern der BA bleibt deshalb 
weiter wichtig.

hatte, wurde das Verfahren vornehmlich unter 
Hinweis auf datenschutzrechtliche Bedenken 
eingestellt, bevor es noch zum ersten Abruf 
der Daten durch eine Behörde kam.

Im Vergleich zum grundsätzlich fortschrittlich 
konzipierten ELENA-Verfahren zeigen einige 
derzeitig im Einsatz befindliche Datenaus-
tauschverfahren, die eine einfache Umset-
zung von Papierverfahren darstellen, wie 
die Digitalisierung von Verwaltungsprozessen 

nicht laufen sollte. Am Beispiel der Arbeit
gebermeldung zur Berechnung von Entgelter-
satzleistungen kann dies gut veranschaulicht 
werden. Während früher im Krankheitsfall zur 
Berechnung des Krankengelds eine Papier-
bescheinigung ausgestellt wurde, werden 
heute elektronische Daten zwischen Kran-
kenkassen und Arbeitgeber hin- und herge-
schickt. Allerdings handelte es sich früher um 
eine einzelne Bescheinigung. Heute werden 
für einen einzigen Fall bis zu 100 Datensätze 
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ausgetauscht. Grund dafür sind aufwendige 
Nachfassaktionen, die basierend auf einer 
Entgeltkorrektur zuerst die Anpassung des 
Krankengelds und anschließend die Anpas-
sung des Arbeitgeberzuschusses nach sich 
ziehen – und das oft in mehreren Schleifen. In 
weit über der Hälfte der Fälle handelt es sich 
dabei um Korrekturen von weniger als 1 €  – 
der damit verbundene Aufwand beträgt jedes 
Mal ein Vielfaches. 

Erste Erfolge als Anknüpfungs
punkt nutzen

Dabei gibt es in Deutschland hervorragende 
Ansätze der Digitalisierung, die Arbeitgebern 
das Leben erheblich erleichtern. Im Rahmen 
des Beitrags- und Meldeverfahrens zur Sozi-
alversicherung werden von Arbeitgebern 
jährlich weit mehr als 100 Mio. Datensätze 
übermittelt. Nach Eingabe der Stammdaten 
zeichnet sich das Verfahren durch einen sehr 
hohen Automatisierungsgrad aus. Die Fehler-
quote liegt dabei im Promillebereich. Ohne die 

Digitalisierung wäre das Beitragsverfahren 
zur Sozialversicherung in Deutschland heute 
nicht mehr denkbar. Ähnliche Verfahren gibt 
es auch zwischen den Steuerbehörden und 
den Arbeitgebern. In diesem Rahmen werden 
Arbeitgebern sogar für die Lohnabrechnung 
notwendige Rahmendaten beim Abruf zur 
Verfügung gestellt, müssen also nicht mehr 
manuell eingegeben werden.

Solche positiven Erfahrungen sollten Ansporn 
sein, die Digitalisierung aller Verwaltungs-
leistungen endlich schneller voranzutreiben. 
Wie in der bereits 2010 beschlossenen Nati-
onalen E-Government Strategie sollten dabei 
die wichtigsten Verwaltungsdienstleistungen 
vorrangig angegangen werden. Aus Arbeit-
gebersicht sollten eine ganze Reihe von Digi-
talisierungsvorhaben angepackt werden. 

	f 	Die verschiedenen Meldeverfahren, über 
die Arbeitgeber Daten an die öffentliche 
Verwaltung übermitteln, müssen verein-
facht und vereinheitlicht werden. Zwar 
wurde die Mehrzahl der Verfahren in den 
vergangenen Jahren bereits erfolgreich 
digitalisiert, allerdings existieren diese 
weiterhin mit den unterschiedlichsten Vor-
aussetzungen und Berechnungsgrund
lagen nebeneinander, z. B. das DEÜV-Mel-
deverfahren, mit dem Arbeitgeber mit 
der Sozialversicherung kommunizieren, 
das ElsterLohn-Verfahren im Bereich der 
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Auch aus einem anderen Grund ist die 
durch Entgeltumwandlung arbeitnehmer-
finanzierte betriebliche Altersversorgung 
bislang nicht ohne Einhaltung der Schrift-
form möglich. Aufgrund aktueller Rege-
lungen im Nachweisgesetz (vgl. § 2 Abs. 1 
Satz 3) ist hierbei der Nachweis wesent-
licher Vertragsbedingungen in elektro-
nischer Form ausgeschlossen. Entgel-
tumwandlungsvereinbarungen und deren 
Änderungen sind nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 
und § 3 NachwG schriftlich niederzulegen 
und dem Arbeitnehmer schriftlich mitzu-
teilen. Der Wechsel vom Schriftformer-
fordernis auf die (elektronische) Textform 
wäre damit auch aufseiten des Arbeit
gebers mit einer erheblichen Reduzierung 
des Verwaltungsaufwands verbunden. 

Onlinezugangsgesetz zügig und 
flächendeckend umsetzen

Entscheidend für die erfolgreiche Digita-
lisierung der öffentlichen Verwaltung ist, 
dass sich Bund, Länder und Kommunen auf 
gemeinsame Standards und Schnittstellen 
einigen, um den einfachen Datenaustausch 
zwischen Behörden zu ermöglichen und 
unnötige bürokratische Hürden zu vermei-
den. Mit dem Onlinezugangsgesetz (OZG) 
haben Bund und Länder hierfür die notwen-
dige Grundlage geschaffen. Demnach sollen 
bis Ende 2022 alle geeigneten Verwaltungs-
dienstleistungen digitalisiert werden. Den 
Rahmen soll ein gemeinsamer Portalverbund 
bieten, in dem Bund, Länder und Kommu-
nen ihre jeweiligen Verwaltungsportale ver-
knüpfen. Entsprechend dem Einer-für-alle 
Prinzip soll die Digitalisierung spezifischer 
Verwaltungsdienstleistungen von einzelnen 
Ländern und Bundesbehörden in Pilotpro-
jekten durchgeführt werden und dann als 
Grundlage für eine flächendeckende Digitali-
sierung dieser Dienstleistungen dienen. Über 

Finanzverwaltung sowie weitere elekt-
ronische Datenaustauschverfahren, wie 
etwa für das Krankengeld. Der Bürokra-
tieaufwand ist für die Unternehmen damit 
trotz Digitalisierung enorm. Daher müs-
sen die unterschiedlichen Meldeverfahren 
besser koordiniert werden. Ziel sollte ein 
gebündeltes, multifunktionales elektro-
nisches Verfahren sein, mit harmonisier-
ter Berechnungsgrundlage sowie einer 
Beschränkung der zu meldenden Daten 
auf das absolut Notwendige. 

	f Betriebsratswahlen erfolgen in Deutsch-
land ausschließlich mittels Stimmzetteln 
in Wahlumschlägen, die in dafür vorge-
sehene Wahlurnen eingeworfen werden 
müssen. Festgelegt ist das in § 11 der 
Wahlordnung zum Betriebsverfassungs-
gesetz. § 11 regelt zudem die genaue, auch 
farbliche Ausgestaltung von Stimmzet-
tel und Umschlag. Das Erfordernis einer 
papiergebundenen Betriebsratswahl ist 
nicht mehr zeitgemäß und führt vor allem 
auch zu erheblichen unnötigen Kosten. 
Die Wahlordnung zum Betriebsverfas-
sungsgesetz sollte daher geändert wer-
den, um auch eine elektronische Wahl zu 
ermöglichen.

	f Das Schriftformerfordernis sollte im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung groß-
flächig gelockert und durch ein reines 
Textformerfordernis (auch elektronische 
Textform möglich) ersetzt werden. Hier 
besteht z. B. im Rahmen der betrieblichen 
Altersvorsorge Handlungsbedarf. Nach der 
bisherigen gesetzlichen Regelung setzt 
die steuerliche Anerkennung einer Pen-
sionszusage voraus, dass sie schriftlich 
erteilt wird (vgl. § 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG). 
Der Wegfall des Schriftformerfordernisses 
könnte die Verbreitung der betrieblichen 
Altersversorgung befördern, weil Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer dann 
ohne großen Aufwand über Internet- und 
Intranetportale Entgelt für eine betrieb
liche Altersversorgung umwandeln könn-
ten. 
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beim Bürgeramt, sie möchten ihren Perso-
nalausweis. Und Unternehmer möchten nicht 
die zehnte Korrekturmeldung für ausgefalle-
nes Nettoentgelt in für die Behörde passen-
der Form und Farbe übermitteln, sie wollen 
sich auf ihr Kerngeschäft konzentrieren.

Das Prinzip der Agilität, das das Kunden
interesse in den Vordergrund rückt, sollte 
daher auch im E-Government zur Richtschnur 
werden. Dazu gehört das „Once-only“-Prinzip, 
wonach Unternehmen und Bürger ihre Daten 
nur einmalig abgeben müssen und diese 
dann allen relevanten Behörden zugänglich 
sind. Grundsätzlich sollten Unternehmen und 
Bürger möglichst alle Anliegen gebündelt bei 
einer einzigen, zentralen digitalen Anlaufstelle 
unkompliziert regeln können. Die im Register-
modernisierungsgesetz vorgesehene Einfüh-
rung der Steueridentifikationsnummer als ein-
heitliche Authentifizierung für alle öffentlichen 
Verwaltungsdienstleistungen in Verbindung 
mit der Schaffung eines Basisregisters geht 
dabei in die richtige Richtung. Entscheidend 
ist, dass dieser Ansatz nicht nur für natürliche 
Personen, sondern auch für juristische gelten 
muss. Auch für Unternehmen muss eine sol-
che einheitliche Unternehmens-ID geschaf-
fen werden sowie ein Unternehmenskonto, in 
dem alle relevanten Daten hinterlegt und mit 
dem sämtliche Verwaltungsvorgänge abgewi-
ckelt werden können.

drei Jahre nach Inkrafttreten des OZG läuft 
die Umsetzung weiterhin schleppend. Die 
Anzahl der bisher laufenden und abgeschlos-
senen Pilotprojekte ist überschaubar. Daher 
hat der Bund im jüngst verabschiedeten 
Konjunkturpaket zur Bekämpfung der Coro-
na-Krise beschlossen, die ursprünglich für 
die Umsetzung vorgesehenen 500 Mio. € um 
weitere 3 Mrd. € zu erhöhen. Wichtig ist jetzt, 
dass die zusätzlichen Mittel zielgerichtet für 
die schnelle und vor allem flächendeckende 
Digitalisierung der wichtigsten Verwaltungs-
dienstleistungen eingesetzt werden.

Die erfolgreiche Umsetzung des OZG bemisst 
sich allerdings nicht nur an der Geschwin-
digkeit der Digitalisierung von Verwaltungs-
dienstleistungen. Wichtig ist auch, dass 
einige grundlegende Prinzipien einer effizi-
enten digitalen Verwaltung beachtet und die 
entsprechenden Grundlagen für deren Ver-
wirklichung geschaffen werden.

Die Digitalisierung von Verwaltungsdienst-
leistungen darf nicht bedeuten, dass einfach 
nur die alten analogen Verfahren in elektro-
nische Form umgewandelt werden. Es kann 
schließlich nicht darum gehen, einen Termin 
beim Bürgeramt in drei Monaten elektro-
nisch vormerken zu können. Es geht vielmehr 
darum, den Gesamtprozess zu entbürokrati-
sieren. Bürger möchten eben keine Termine 
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Ziel sollte es auch sein, einen Rechtsanspruch 
auf digitale Kommunikation mit Verwaltungs-
behörden einzuführen – ähnlich dem „Recht 
auf elektronischen Verkehr“ ab 2020 in Öster-
reich. Behördliche Schriftstücke könnten 
dann über ein sicheres elektronisches Sys-
tem für öffentliche Hand wie Unternehmen 
und Privatpersonen kosten-, zeit-, papier- 
und portosparend versendet werden – was 
die Verwaltungsverfahren deutlich beschleu-
nigen würde. 

Digitalisierungs-Check für neue 
Gesetzgebung einführen

Grundsätzlich sollten Gesetzgeber und Behör-
den bei neuen Gesetzesvorhaben oder Regu-
lierungen von Anfang an die Fragen berück-
sichtigen, die mit einer digitalen Umsetzung 
ihrer Vorhaben verbunden sind. Dort, wo eine 
Digitalisierung möglich und sinnvoll ist, muss 
künftig auch eine einheitliche digitale Lösung 
eingeführt werden. Bei Gesetzesvorhaben, 
die neue digitale Prozesse einführen (z. B. im 
Bereich der von den Arbeitgebern zu erstat-
tenden Meldungen an Behörden), müssen die 
erforderliche Implementierungszeit für die 
notwendigen Technologien in den Unterneh-
men sowie die damit verbundenen Kosten 
immer mitberücksichtigt werden. Das heißt, 
Unternehmen brauchen eine angemessene 
Frist, um die im Gesetz vorgesehenen Digi-
talisierungsvorhaben technisch umsetzen 
zu können, um nicht mangels ausreichender 
Vorlauffrist gezwungen zu sein, die neuen 
Verfahren zunächst analog umzusetzen. 
Auch wenn es widersprüchlich erscheint: Die 
hohen Effizienzpotenziale der Digitalisierung 
von Prozessen können nur dann genutzt und 
ausgeschöpft werden, wenn bei der Umset-
zung gesetzlicher Vorgaben auch hinrei-

chend Zeit für eine digitale Umsetzung gelas-
sen wird. Ein im Dezember beschlossenes 
Gesetz, das zum Jahreswechsel in Kraft tre-
ten soll, kann oftmals nicht mehr rechtzeitig 
in digitale Workflows überführt werden, weil 
dazu zunächst alle denkbaren Fallkonstella-
tionen und Konsequenzen geklärt sein müs-
sen, sodass in diesen Fällen regelmäßig nur 
eine – unwirtschaftliche – Administration auf 
dem analogen Weg bleibt.

Notwendig ist deshalb ein Digitalisierungs- 
Check, der sicherstellt, dass eine effiziente 
digitale Umsetzung bei neuen Gesetz
gebungsvorhaben von Anfang an berück-
sichtigt wird. Mit einem solchen Check muss 
geprüft und sichergestellt werden, 

	f 	ob eine Digitalisierung möglich ist, 

	f 	die Verfahren so ausgestaltet werden, 
dass die gesamte Umsetzung digitalisiert 
werden kann 

	f 	und der notwendige finanzielle wie organi-
satorisch-technische Umsetzungsaufwand 
der Unternehmen (aber auch der Behör-
den) ausreichend berücksichtigt wird.

Wenn die Frage der Digitalisierung im 
Gesetzgebungsprozess nicht konsequent 
mitgedacht wird, kann es bei der Umsetzung 
zu unnötig hohem bürokratischem Aufwand 
und erheblichen Kosten für Unternehmen, 
aber auch Behörden kommen. Beispiele für 
solche Fälle gibt es genug.
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BEISPIEL 1

Umsetzungsaufwand der Unternehmen für digitale Prozesse 
berücksichtigen

Anfang 2019 wurde eine Ausweitung der Gleitzone von 850 auf 1.300 € im Rentenver-
sicherungs-Leistungsverbesserungs- und -stabilisierungsgesetz eingeführt. Diese 
eigentlich recht einfach klingende Umstellung erforderte jedoch bis zur Realisierung 
eine erhebliche Anzahl von Umsetzungsschritten: Nach Anpassung der Grundsätze im 
Meldeverfahren durch die Spitzenverbände der Sozialversicherung müssen diese vom 
Bundesarbeitsministerium nach Abschluss des vorgeschriebenen Anhörungsverfahrens 
genehmigt werden. Anschließend folgt die Anpassung der Software durch die mehr 
als 100 zertifizierten Softwareersteller (z. B. DATEV und SAP). Dann muss die Software 
geprüft und das gesetzlich vorgeschriebene Zertifikat erteilt werden. Erst dann kann die 
Software an die mehr als 300.000 meldenden Stellen verteilt und eingesetzt werden. 
 
Die BDA fordert zusammen mit den Vertretern der Softwareersteller für solche Anpas-
sungszyklen einen Vorlauf von mindestens einem halben Jahr nach der Anpassung der 
(rechtsverbindlichen) Grundsätze. Diese wiederum werden von den Spitzenverbänden 
der Sozialversicherungsträger aber nicht angepasst, solange das Gesetz nicht beschlos-
sen ist. 

Das Beispiel zeigt: Häufig können die Unternehmen die zur Umsetzung von Gesetzen 
erforderlichen digitalen Prozesse gar nicht selbst erledigen, sondern sind auf Fremd-
dienstleister angewiesen (im Bereich der Entgeltabrechnung sogar zwingend auf zer-
tifizierte Anbieter). Daher können sie gesetzliche Pflichten häufig erst dann umsetzen, 
wenn die entsprechenden digitalen Anwendungen bereitstehen. Ansonsten kann es zu 
sehr teuren Übergangslösungen mit starkem manuellem Eingreifen kommen. Diese Pro-
blematik ist dem Gesetzgeber oft nicht bewusst. Deshalb muss bei jeder Gesetzgebung 
von Anfang an auch der digitale Umsetzungsaufwand mitgedacht werden, indem 
entsprechend erforderliche Fristen berücksichtigt werden, z. B. durch eine Darstellung 
solcher Umsetzungsfristen im Bürokratieteil des Gesetzes. 
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BEISPIEL 2

Regulierung digitalisierbar ausgestalten

Problematisch ist auch, wenn Regulierungen so bürokratisch ausgestaltet sind, dass 
eine Digitalisierung sinnvoll nicht möglich ist. Ein Beispiel hierfür ist die lohnsteuerliche 
Regelung zu Betriebsveranstaltungen, wie z. B. Weihnachtsfeiern oder Betriebsausflügen. 
Liegen die Aufwendungen pro Kopf bei einer solchen Veranstaltung bei über 110 €, wird 
der Betrag über dieser Grenze für den Beschäftigten als geldwerter Vorteil gewertet. Das 
bedeutet, es fallen Lohnsteuer und ggf. Sozialversicherungsbeiträge an. In der Praxis 
heißt das: Der Arbeitgeber muss sämtliche Aufwendungen für eine Betriebsveranstaltung 
(z. B. Essen und Getränke, Fahrtkosten, Musik, künstlerische Darbietungen) addieren und 
durch die Anzahl der teilnehmenden Arbeitnehmer teilen. 

Grundsätzlich ist ein solcher Prozess recht einfach digitalisierbar. Das Problem für die 
betriebliche Praxis besteht jedoch darin, dass die Freibetragsregelung auf die tatsäch
lichen Teilnehmer der Veranstaltung abzielt. Es müssen also diejenigen Personen erfasst 
werden, die tatsächlich an einer Weihnachtsfeier oder an einem Betriebsausflug teilge-
nommen haben. Das bedeutet, dass der Arbeitgeber am Veranstaltungstag manuell eine 
Teilnehmerliste führen muss. Während es sich dabei bei kleineren Unternehmen nur um 
einen etwas lästigen Mehraufwand handeln mag, kann dieses Erfordernis bei größeren 
Betrieben mit erheblichem technischem, organisatorischem und auch finanziellem Auf-
wand verbunden sein (z. B. Einlasskontrollen, elektronisches Ticketsystem etc.). Würde 
die Regelung stattdessen auf die angemeldeten Personen abstellen, so könnte der Arbeit
geber mit einer bereits im Vorhinein feststehenden Zahl planen und rechnen. Der Prozess 
zur korrekten lohnsteuer- und beitragsrechtlichen Behandlung von Betriebsveranstaltun-
gen wäre so tatsächlich digitalisierbar und deutlich einfacher. 
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BEISPIEL 4

Verwaltungsprozesse möglichst komplett digitalisieren

Ähnlich unverständlich ist es, wenn einzelne Verwaltungsprozesse nur 
teilweise digitalisiert werden, obwohl eine vollständige Digitalisierung 
möglich wäre und zu erheblichen Kostenersparnissen von Unternehmen 
führen könnte. Zu bestaunen ist ein solches Vorgehen bei der geplan-
ten (Teil-)Digitalisierung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. Bisher 
erhält ein Beschäftigter im Falle einer Arbeitsunfähigkeit von seinem Arzt 
eine Bescheinigung in dreifacher Ausfertigung. Eine Ausfertigung ist für 
die eigenen Unterlagen, eine für den Arbeitgeber und eine für die Kran-
kenkasse. Die Bescheinigung für die Krankenkasse wird jetzt durch ein 
elektronisches Verfahren ersetzt. Allerdings werden die damit übermit-
telten Informationen für die Krankenkassen nur in den relativ wenigen 
Fällen relevant, in denen auch Krankengeld (oder eine vergleichbare Ent-
geltersatzleistung) geleistet wird. Die viel wichtigere Bescheinigung für 
den Arbeitgeber – und damit das größte Einsparpotenzial in dem Verfah-
ren – muss hingegen weiterhin in Papierform vom Arzt ausgestellt, vom 
Beschäftigten vorgelegt und vom Arbeitgeber verarbeitet werden.

BEISPIEL 3

Digitalisierungspotenzial bei Gesetzesvorhaben berücksichtigen

Nicht nachvollziehbar ist, wenn bei neuen gesetzlichen Regelungen die eigentlich digital 
umgesetzt werden könnten, diese Option vom Gesetzgeber gar nicht berücksichtigt wird. 
Treffendes Beispiel sind die neuen umsatzsteuerlichen Vorschriften für den Onlinehandel, 
die Betreiber von Onlineplattformen u. a. durch Aufzeichnungspflichten und Haftungs-
pflichten stärker für den Umsatzsteuervollzug von Händlern in die Pflicht nehmen. Zu den 
neuen Aufzeichnungspflichten gehört auch eine Bescheinigung, die Onlinehändler bei 
ihrem zuständigen Finanzamt beantragen und dem Plattformbetreiber vorlegen müssen. 
Diese Bescheinigung über die steuerliche Erfassung der Händler soll bis zur Einführung 
eines digitalen Verfahrens erst mal nur in Papierform ausgestellt werden können. Mit Blick 
auf die ambitionierten Ziele der NEGS, aber auch vor dem Hintergrund des adressierten 
Onlinehandels ist eine solche Regelung vollkommen aus der Zeit gefallen. 

Die Einführung einer neuen Papierbescheinigung stellt sowohl für die oftmals mittelstän-
dischen Onlinehändler als auch für die Plattformbetreiber einen erheblichen bürokrati-
schen Mehraufwand dar. Papierbescheinigungen müssen manuell eingesammelt, versen-
det, verarbeitet oder am Ende gar eingescannt werden. Verschärfend kommt hinzu, dass 
die Bescheinigung höchstens drei Jahre gültig sein soll. Zukunftsweisend wäre dagegen 
ein durchweg digitaler Ansatz: Auf einen elektronischen Antrag des Onlinehändlers bei 
der Finanzverwaltung folgt die elektronische Übermittlung der Bescheinigungsdaten an 
den Onlinehändler oder direkt an den Plattformbetreiber. 
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